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Das Gemeinwesen kann für seine Tätigkeiten 
oder die Nutzung öff entlicher Einrichtungen 
Gebühren erheben. Als Beispiele zu nennen 
sind etwa die Gebühr für die Erteilung einer 
Baubewilligung (Verwaltungsgebühr) oder 
die periodische Wasser- und Abwassergebühr 
(Benutzungsgebühr). Ob eine Gebührenrech-
nung Verfügungscharakter hat oder nicht, 
hängt davon ab, wie die Rechnung konkret 
ausgestaltet ist. Die rechtliche Qualifi kation 
bestimmt die Voraussetzungen, unter denen 
das Gemeinwesen zu wenig in Rechnung ge-
stellte Gebühren nachfakturieren kann.

Wie rechtlich zu qualifi zieren?
Das aargauische Recht weist die Kompe-
tenz, Verfügungen zu erlassen, dem Ge-
meinderat zu. Der Gemeinderat kann 
seine Verfügungskompetenz an untere Ver-
waltungsstellen (z.B. die Finanzverwaltung) 
delegieren, sofern die Einzelheiten der De-
legation in einem Reglement festgelegt sind 
(§ 39 Abs.  1 und 3 des Gesetzes über die Ein-

wohnergemeinden, Gemeindegesetz). Fehlt 
es an einer reglementarischen Delegation, ist 
ausschliesslich der Gemeinderat befugt, Rech-
nungen mit Verfügungscharakter zu stellen. 
Stellt beispielsweise die Finanzverwaltung eine 
solche Rechnung, liegt eine von einer sachlich 
unzuständigen Behörde erlassene Verfügung 
vor. Dieser Fehler kann ein Nichtigkeitsgrund 
sein und die Rechnungsstellung entfaltet kei-
nerlei Rechtswirkungen. Für den Rechnungs-
empfänger stellt sich daher die Frage, wann 
eine Gebührenrechnung als Verfügung gilt.  

Verfügungen sind darauf ausgerichtet, Rechts-
wirkungen zu entfalten. Entsprechend sind 
sie verbindlich und erzwingbar, d.h. sie müs-
sen ohne weitere Konkretisierung vollstreckt 
werden können. Rechnungsstellungen und 
Zahlungsauff orderungen sind im Allgemei-
nen nicht darauf ausgerichtet, unmittelbar 
Rechtswirkungen zu erzielen und daher kei-
ne Verfügungen, auch wenn sie den zu bezah-
lenden Betrag und die Zahlungsfrist nennen. 

Insbesondere im Bereich der Massenverwal-
tung, wo Rechnungen gestützt auf standardi-
sierte Verfahren versendet werden, ist die erst-
malige Rechnungstellung in der Regel keine 
Verfügung. In diesen Fällen dient die Ge-
bührenrechnung dem Gemeinwesen als rei-
ne Zahlungsauff orderung, ohne dass es mit 
der Rechnungsstellung einen rechtsverbindli-
chen und vollstreckbaren Entscheid erlassen 
will. Das Gemeinwesen hoff t auf die freiwil-
lige Zahlung durch den Rechnungsadressaten. 
Ist dieser nicht einverstanden, kann er beim 
zuständigen Gemeindeorgan eine Gebühren-
verfügung erwirken und erst diese weist die 
Merkmale einer Verfügung auf (Hoheitsakt, 
der darauf gerichtet ist, Rechtswirkungen zu 
erzielen).

Wenn der Rechnungsadressat verpfl ichtet wer-
den soll, den in Rechnung gestellten Betrag zu 
begleichen und die Rechnung als Rechtsöff -
nungstitel gemäss Art.  0 Abs.  2 Ziff .  2   des 
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und 
Konkurs (SchKG) dienen kann, ist eine Ge-
bührenrechnung als Verfügung zu gestalten. 
Sofern das Gemeinwesen bereits mit der erst-
maligen Rechnungsstellung eine Verfügung 
erlassen will, müssen für den Adressaten die 
Rechtsverbindlichkeit und Vollstreckbarkeit 
derselben im Interesse der Rechtssicherheit 
klar ersichtlich sein. Dies ist der Fall, wenn die 
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In einem kürzlich ergangenen Urteil hat das Bundesgericht (BGE 2C_444/2015) eine im Jahre 1972 be-
gründete Praxis des Verwaltungsgerichts des Kantons Aargau bestätigt. Demgemäss ist die erstmalige 
Rechnungsstellung für (Benutzungs-)Gebühren (Wasser, Abwasser) nach aargauischem Recht im Regelfall 
keine anfechtbare Verfügung. Hat das Gemeinwesen zunächst eine zu tiefe Gebühr erhoben, kann es den 
Betroffenen den effektiven Verbrauch nachbelasten, solange kein Verstoss gegen Treu und Glauben vorliegt 
und die Forderung nicht verjährt ist. Nachfakturierungen sind deshalb auch möglich, wenn die strengeren 
Voraussetzungen für den Widerruf einer Verfügung nicht gegeben sind. 

*  Der Autor hat die Gemeinde im Verfahren betreff end 
die Nachfakturierung von Wasser- und Abwasserbe-
nutzungsgebühren, das in diesem Beitrag besprochen 
wird, anwaltlich vertreten.
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Rechnung den zu bezahlenden Betrag, eine 
knappe Begründung (z.B. Aufstellung der be-
zogenen m3 Wasser usw.) und eine Rechtsmit-
telbelehrung enthält, selbst wenn sie nicht als 
Verfügung bezeichnet ist. Vorausgesetzt ist 
überdies, dass das Gemeindeorgan die Rech-
nung stellt, das zum Erlass von Verfügungen 
ermächtigt ist, d.h. im Kanton Aargau grund-
sätzlich der Gemeinderat.

Gemeinwesen fakturiert nach
Stellt das Gemeinwesen zu tiefe Gebühren in 
Rechnung, weil es im Zeitpunkt der Rech-
nungsstellung das einschlägige Gebühren-
reglement irrtümlich falsch angewendet oder 
den für die Gebührenerhebung massgeblichen 
Sachverhalt falsch ermittelt hat, stellt sich die 
Frage, ob es dem Rechnungsempfänger die 
versehentlich nicht erhobene Gebühr auch 
nachträglich noch in Rechnung stellen kann. 

Regelmässig handelt es sich bei der Gebühren-
rechnung des Gemeinwesens nicht um eine 
Verfügung. Ist die Forderung nicht verjährt 
(Verjährungsfrist 5 Jahre) und verstösst das 
Gemeinwesen mit der Nachforderung nicht 
gegen Treu und Glauben, kann dem Betrof-
fenen der versehentlich nicht in Rechnung ge-
stellte Betrag nachbelastet werden. Bei stan-
dardisierten Verfahren der Massenverwaltung 
muss damit gerechnet werden, dass das Ge-
meinwesen irrtümlich eine zu tiefe Gebühr 
erhebt, weshalb der Rechnungsadressat nicht 
davon ausgehen durfte, dass er mit der Be-
zahlung der Rechnung den geschuldeten Be-
trag vollständig bezahlt hat. Entsprechend ist 
die Nachbelastung in den allermeisten Fäl-
len nicht als treuwidriges Verhalten anzuse-
hen und somit zulässig, solange die Forderung 
nicht verjährt ist.

Handelt es sich bei der Gebührenrechnung 
ausnahmsweise um eine Verfügung und ist 
diese unangefochten geblieben, kann diese 
zum Nachteil des Betroffenen später dennoch 
abgeändert werden. Allerdings nur, wenn die 
Voraussetzungen für den Widerruf von Verfü-
gungen erfüllt sind. Dies ist der Fall, wenn das 
Interesse des Gemeinwesens an der richtigen 
Rechtsanwendung (Gesetzmässigkeitsprinzip) 
das Interesse des Betroffenen am Fortbestand 

der Verfügung (Vertrauensschutz) überwiegt. 
Der Vertrauensschutz steht einer Nachbelas-
tung des Rechnungsempfängers beispielswei-
se entgegen, wenn dieser aufgrund der fal-
schen Rechnung Dispositionen getroffen hat, 
die sich nicht ohne Nachteil rückgängig ma-
chen lassen. Dies ist etwa der Fall, wenn der 
Rechnungsadressat die vom Gemeinwesen 
in Rechnung gestellte Leistung Dritten wei-
terverrechnet hat, dies zwischenzeitlich aber 
nicht mehr möglich ist und der Rechnungs-
empfänger den nachfakturierten Betrag daher 
selbst tragen muss. Zu denken ist etwa an Ge-
bühren, die der Hauseigentümer seinen Mie-
tern als Nebenkosten in Rechnung stellt. Eine 
Nachbelastung ist auch ausgeschlossen, wenn 
die Gebührenverfügung in einem Verfahren 
ergangen ist, in dem sich gegenüberstehende 
Interessen allseitig zu prüfen und gegeneinan-
der abzuwägen waren. Dies ist bei der erstma-
ligen Rechnungsstellung aber regelmässig ge-
rade nicht der Fall. 

Was tun, wenn nicht einverstanden?
Wer mit einer Gebührenrechnung des Ge-
meinwesens nicht einverstanden ist, kann 
verlangen, dass es eine anfechtbare Gebüh-
renverfügung erlässt. Diese unterliegt der Ein-
sprache an den Gemeinderat. Gegen den Ein-
spracheentscheid des Gemeinderates führt der 
Rechtsweg über das Spezialverwaltungsgericht 
Kausalabgaben und Enteignungen, das Ver-
waltungsgericht bis ans Bundesgericht. Han-
delt es sich bei der Gebührenrechnung aus-
nahmsweise um eine Verfügung und ist diese 
mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen, 
ist fristgerecht Einsprache bei der angegebe-
nen Instanz zu erheben. Bei Zweifeln über die 
rechtliche Qualifikation der Rechnung emp-
fiehlt es sich, rechtzeitig beim betreffenden 
Gemeinwesen nachzufragen und allenfalls 
rechtlichen Rat einzuholen.

Beispiele aus der Praxis
Das Verwaltungsgericht des Kantons Aargau 
hatte im Jahr 1972 einen Fall zu beurteilen, in 
welchem die Finanzverwaltung einer Gemein-
de dem Bauherrn für die Behandlung seines 
Baugesuchs Rechnung stellte. Das Verwal-
tungsgericht verneinte die Verfügungskom-
petenz der Finanzverwaltung und qualifizierte 

die Rechnung im Verhältnis zum Bauherrn le-
diglich als Vollstreckungsversuch ohne Verfü-
gungsqualität (AGVE 1972, S.  340). 

Soweit ersichtlich, existiert zur Frage, ob Ge-
bührenrechnungen nach aargauischem Recht 
Verfügungsqualität haben, keine neuere pub-
lizierte Praxis. In einem kürzlich ergangenen 
Urteil hat sich das Bundesgericht mit die-
ser Frage auseinandergesetzt und die aargau-
ische Praxis aus dem Jahr 1972 bestätigt (Ur-
teil 2C_444/2015 vom 4.  November 2015). Im 
Streit lag, ob die Gemeinde dem Eigentümer 
eines Mehrfamilienhauses Wasser- und Ab-
wasserbenutzungsgebühren von über CHF 
100  000.00 nachfakturieren durfte, weil sie 
irrtümlich zu tiefe Gebühren in Rechnung 
gestellt hatte. Der Eigentümer stellte sich auf 
den Standpunkt, bei der erstmaligen Gebüh-
renrechnung handle es sich um eine Verfü-
gung. Eine Nachbelastung komme nicht in 
Betracht, weil die Voraussetzungen für den 
Widerruf von Verfügungen nicht erfüllt sei-
en. Wie bereits die kantonalen Vorinstanzen 
hat das Bundesgericht der Gebührenrech-
nung die Verfügungseigenschaft aus folgen-
den Gründen abgesprochen: Die Gebühren-
rechnung wurde von der Finanzverwaltung 
erstellt. Da kein kommunales Reglement die 
Verfügungskompetenz an die Finanzverwal-
tung delegiert, war diese nicht befugt, Verfü-
gungen zu erlassen. Überdies fehlte sowohl 
eine Rechtsmittelbelehrung als auch die Ver-
bindlichkeit der Zahlungsaufforderung. Ent-
sprechend war eine Nachbelastung inner-
halb der Verjährungsfrist zulässig, es sei denn, 
dies würde Treu und Glauben zuwiderlaufen. 
Das Bundesgericht gelangte zum Ergebnis, 
dass der Vertrauensschutz einer Nachbelas-
tung nicht entgegensteht, denn es sei bereits 
fraglich, ob Rechnungen, die in einem stan-
dardisierten Verfahren und nicht aufgrund in-
dividueller Prüfung ergehen, generell als Ver-
trauensgrundlage dienen können. Überdies 
sei nicht erstellt, dass der Eigentümer Disposi-
tionen getroffen habe, die er nicht rückgängig 
machen könne, denn der Nachweis sei nicht 
erbracht, dass er den Mietern die Minderbe-
lastungen, die aufgrund der zu tiefen Gebüh-
renrechnung entstanden sind, in Form tieferer 
Nebenkosten weitergegeben habe. 


